 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7500149/2026

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. Aloisia Bergauer iber die Beschwerde
der ***Bf1*** **x*Bf1-Adr*** vom 25. Marz 2026 gegen den Bescheid des Magistrates der
Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, Dresdner Stralle 81-85, 1200 Wien vom 10. Marz 2026,
MA67/256701258326/2025, betreffend die Zurlickweisung des Einspruches vom 4. Dezember
2025 gegen die Strafverfiigung der Magistratsabteilung 67 zur oben angefiihrten Geschaftszahl
den Beschluss gefasst:

Die Beschwerde vom 25. Marz 2026 wird als unzuldssig zuriickgewiesen.

Eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art. 133 Abs. 4 Bundes -
Verfassungsgesetz (B-VG) unzuldssig.

Begriindung

Die Magistratsabteilung 67 der Stadt Wien, Parkraumiiberwachung, richtete am 28. November
2025 eine Strafverfigung an die Beschwerdeflihrerin ***Bf1***,

Gemal § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBI. fiir Wien Nr. 9/2006 in der geltenden Fassung,
wurde dieser eine Geldstrafe in der Héhe von 75,00 Euro wegen einer Verwaltungsulbertretung
(kein glltiger Parkschein zum Beanstandungszeitpunt 1. Oktober 2025 um 15:25 Uhr in der
gebihrenpflichtigen Kurzparkzone in Wien 12, Karplusgasse 2) auferlegt.

Die Strafverfiigung vom 28. November 2025 wurde unstrittig an die Beschwerdefihrerin
zugestellt.

Mit E-Mail vom 4. Dezember 2025 beeinspruchte ***1*** der Ehegatte der
Beschwerdefiihrerin, diese Strafverfligung und begriindete dies wie folgt:

“Hiermit lege ich Einspruch gegen den oben genannten Strafzettel ein. Das Fahrzeug mit dem
Kennzeichen [***2***] war zum angegebenen Zeitpunkt in einer privaten Garage abgestellt
und nicht in der gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone.

Daher ist die ausgestellte Strafe unbegriindet. Ich bitte um Uberpriifung und Riicknahme des
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Strafzettels.
Als Nachweis fiige ich [z.B. Fotos, Parkquittung der Garage] bei.”

Dieser Einspruch des ***1*** wurde vom Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67,
Parkraumiberwachung, mit Bescheid vom 10. Marz 2026 gemald § 13 Abs. 3 AVG in
Verbindung mit § 24 VStG 1991 als unzulassig zurlickgewiesen.

Dieser Zurlickweisungsbescheid wurde wie folgt begriindet:

“Mit E-Mail vom 04.12.2025 erhoben Sie im eigenen Namen Einspruch gegen die an ***Bf1***
ergangene Strafverfligung vom 28.11.2025.

Gemdf3 § 49 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG kann der*die Beschuldigte gegen die
Strafverftigung binnen zwei Wochen ab Zustellung Einspruch erheben.

Beschuldigter ist die in der Strafverfiigung als solche bezeichnete Person, im gegensténdlichen
Fall ***Bf1***,

Gemdfs § 10 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG kénnen sich die
Beteiligten und ihre gesetzlichen Vertreter*innen, sofern nichtihr persénliches Erscheinen
ausdrticklich gefordert wird, durch eigenberechtigte natiirliche Personen, juristische Personen
oder eingetragene Personengesellschaften vertreten lassen. Bevollmdichtigte haben sich durch
eine schriftliche, auf Namen oder Firma lautende Vollmacht auszuweisen.

Gemdfs § 13 Abs. 3 AVG ermdichtigen Mdngel schriftlicher Anbringen die Behérde nicht zur
Zuriickweisung. Die Behérde hat vielmehr von Amts wegen unverziiglich deren Behebung zu
veranlassen und kann dem*der Einschreiter*in die Behebung des Mangels innerhalb einer
angemessenen Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf
dieser Frist zuriickgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen
als urspriinglich richtig eingebracht.

Deshalb wurden Sie mit Schreiben vom 22.12.2025 aufgefordert binnen zweiwdchiger Frist eine
Vollmacht, in der Sie von ***Bf1*** ermdchtigt wurden, sie im gegenstdndlichen Verfahren zu
vertreten, an die Magistratsabteilung 67 zu libermitteln, widrigenfalls der Einspruch
zurtickgewiesen werden miisste.

Innerhalb der gewdhrten Frist wurde keine VVollmacht nachgereicht. Es langte lediglich eine
handschriftliche Vollmacht ein, welcher Sie (***1***) |hre Gattin (***Bf1***) zur
vollumfdnglichen Vertretung im Verwaltungsstrafverfahren ermdchtigten. Die von lhnen
libermittelte Vollmacht wurde mit 20.01.2026 datiert.

Da bei aus der Ihnen libermittelten Vollmacht das korrekte Vertretungsverhdltnis nicht
hervorgeht und diese auch aufgrund der Datierung zum Zeitpunkt der Einbringung des
Rechtsmittels keinen Bestand hatte, wurden Sie in einem Telefonat vom 17.02.2026 auf die
Sachlage hingewiesen und gaben an, noch am selben Tag eine korrekte Vollmacht zu
lbermitteln.

Innerhalb der gewdhrten Frist wurde keine giiltige Vollmacht nachgereicht. Gemdf$ § 13 Abs. 3
AVG musste daher der Einspruch zuriickgewiesen werden.”
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Die Zustellung des Zuriickweisungsbescheides vom 10. Marz 2026 erfolgte an den
Bescheidadressaten ***1*** (Hinterlegung am 17. Méarz 2026).

Mit E-Mail vom 25. Marz 2026 erhob die Beschwerdefiihrerin ***Bf1*** Beschwerde gegen
den an ihren Ehegatten ***1*** gerichteten Zurlickweisungsbescheid vom 10. Marz 2026 und
begriindete diese wie folgt:

“Der Einspruch vom 04.12.2025 wurde von mir, ***Bf1***, fristgerecht per E-Mail eingebracht.
In dieser E-Mail war ich als Beschuldigte eindeutig angegeben, und zusdtzlich wurde eine
Vollmacht beigefiigt.

Ich ersuche daher um erneute Uberpriifung, da der Einspruch nicht im eigenen Namen einer
dritten Person, sondern in meinem Namen eingebracht wurde.

Sollten Unterlagen fehlen oder formale Mdngel vorliegen, bitte ich um entsprechende

Mitteilung, damit diese umgehend ergénzt werden kénnen.

Die belangte Behorde legte die Beschwerde samt Verwaltungsakt dem Bundesfinanzgericht zur
Entscheidung vor (Datum des Einlangens: 27. Marz 2026).

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Ein Bescheid ist ein individueller, hoheitlicher, im AuRenverhaltnis ergehender, normativer
(rechtsgestaltender oder rechtsfeststellender) Verwaltungsakt. Die Bescheidwirkungen
beziehen sich grundsatzlich nur auf die Partei des Verfahrens (vgl. VWGH 27.4.2005,
2003/14/0105). Jeder Bescheid hat einen Spruch zu enthalten und in diesem die Person zu
nennen, an die er ergeht.

Eine Beschwerde kann sich nur gegen einen Bescheid richten und nur von jener Person
erhoben werden, der gegenliber der Bescheid wirksam erlassen wurde und fiir die er auch
inhaltlich bestimmt ist (vgl. VWGH 12.8.1994, 92/14/0063).

Der beschwerdegegenstandliche Zurlckweisungsbescheid vom 10. Marz 2026 erging an
*EE1*** und enthdlt eine richtige und vollstandige Rechtsmittelbelehrung. Dieser Bescheid
wurde an den Bescheidadressaten laut vorliegendem Zustellnachweis durch Hinterlegung am
17. Marz 2026 zugestellt. Zur Einbringung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid war daher

nur der Bescheidadressat ***1*** |egitimiert.

Die Beschwerdefiihrerin hatte hingegen keine Legitimation zur Einbringung einer Beschwerde
gegen den beschwerdegegenstandlichen Zuriickweisungsbescheid vom 10. Marz 2026. lhre in
eigenem Namen eingebrachte Beschwerde vom 25. Marz 2026 war daher mangels

Beschwerdelegitimation als unzuldssig zuriickzuweisen.
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Ergdanzend wird zu der im Verfahren vorgelegten Vollmacht vom 20. Janner 2026 festgehalten,
dass ***1*** kein Beschuldigterim verfahrensgegenstandlichen Verwaltungsstrafverfahren
ist. Die Strafverfligung vom 28. November 2025 richtete sich unzweifelhaft an ***Bf1***,

Es war daher spruchgemal’ zu entscheiden.

Zur Unzul3dssigkeit einer Revision

Gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG iVm Art. 133 Abs. 9 B-VG und § 25a Abs. 1 VWGG ist gegen einen
die Angelegenheit abschlieBenden Beschluss des Bundesfinanzgerichtes die Revision zuladssig,
wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhadngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt,
insbesondere weil der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da sich die rechtlichen Konsequenzen einer mangels Beschwerdelegitimation eingebrachten
Beschwerde aus dem Gesetz ergeben, war die ordentliche Revisionim gegenstandlichen Fall
fir nicht zuldssig zu erklaren.

Wien, am 21. April 2026

4von4



	Begründung
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Zur Unzulässigkeit einer Revision



